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WETTBEWERB UND KONZENTRATION

und andere auswärtige Anbieter verlangt zunächst 
den Aufbau des Händlernetzes. Das aber führt 
zwangsläufig zu einem Wettbewerb der Hersteller 
um vorhandene, schon markengebundene Händ­
ler; denn erstens stehen neue Händler ohne Mar- 
kenbindung nur begrenzt zur Verfügung, und 
zweitens können von der zukünftigen Gesamtnach­
frage, wie man weiß, nicht bedeutend mehr 
leistungsfähige Händler existieren als heute. 
Großen einheimischen Anbietern wird man Händ­
ler kaum abwerben können. Als Abwerber werden 
diese Anbieter ihrerseits auch nur begrenzt auf- 
treten, denn ihre Absatzorganisation ist ausge­
reift. Eine Auseinandersetzung wird eher zwischen 
kleinen einheimischen Herstellern und ausv/är- 
tigen Anbietern stattfinden. Dabei ist offen, welche 
Vor- und Nachteile aus der Unternehmensgröße 
dann entstehen — ohnehin wäre der Begriff Größe 
in diesem Fall nicht eindeutig —, deshalb lassen

sich für kleinere Wettbewerber aber auch nicht 
eindeutig positive Wettbewerbspositionen herlei­
ten.
Sowohl aus der möglichen Datenentwicklung in­
nerhalb der Betriebssphäre als auch aus der ver­
änderten Marktsituation entstehen den kleinen 
Automobilherstellern im Wettbewerb mit ihren 
großen Konkurrenten also eher Nachteile als Vor­
teile. Es scheint daher, daß in Einzelfragen die 
Chancen kleiner Automobilhersteller vorsichtiger 
beurteilt werden sollten. E x a k t e  Beziehungen 
zwischen Unternehmensgröße einerseits und kom­
parativen Wettbewerbsvorteilen andererseits las­
sen sich zwar nur für wenige Teilgebiete der Un­
ternehmenstätigkeit angeben, trotzdem und ge­
rade deshalb müssen auch die weniger faßbaren 
Bereiche in eine Betrachtung gleichrangig einbe­
zogen werden.

Kreditgewerbe geht neue Wege
Prof. Dr. Helmut Lipfert, Düsseldorf

u

Bekannt ist Max Webers Wort, nach dem jenen 
Wissenschaften „eine ewige Jugendlichkeit 

beschieden“ sein wird, denen „der Fluß der Kul­
tur stets neue Problemstellungen zuführt“. Nun 
geht es im folgenden nicht in erster Linie um 
theoretische Aspekte, und neu ist die Konzentra­
tionsproblematik im allgemeinen auch nicht. Wenn 
Webers Meinung für uns dennoch ein „bon mot“ 
ist, so deshalb, weil über Ursachen und Gründe 
der Konzentration im deutschen Kreditgewerbe 
gerade in der Gegenwart wenig gesagt und viel 
gerätselt wird. Die Aktualität des Themas für das 
Kreditgewerbe ist das eigentlich Neue, denn lange 
Zeit war in diesem Zusammenhang nur von der 
Industrie die Rede. Noch 1960 konnte Ritters­
hausen im ersten Band des Vorbereitungswerkes 
zur Kissinger Tagung (1960) des Vereins für 
Socialpolitik mit Recht schreiben; „Von einer ge­
steigerten Konzentration im Kreditgewerbe läßt 
sich zur Zeit kaum sprechen.“

Das Bild hat sich gewandelt, nicht erst mit der 
Fusion der beiden Girozentralen in Nordrhein- 
Westfalen -  der Rheinischen Girozentrale und 
Provinzialbank Düsseldorf und der Landesbank 
für Westfalen Girozentrale Münster -  zur West­

deutschen Landesbank Girozentrale, dem nach 
der Bilanzsumme (28 Mrd. DM) nunmehr größten 
Kreditinstitut der Bundesrepublik; oder dem zum 
selben Termin vollendeten Zusammenschluß der 
Privatbanken Münchmeyer (Hamburg). Schroeder 
(Hamburg) und Hengst (Offenbach/Frankfurt) so­
wie der gegenwärtig über eine stufenweise orga­
nisatorische Vereinigung vorbereiteten späteren 
Verschmelzung der Berliner Handels-Gesellschaft 
mit der Frankfurter Bank.

Volkswirtsdiaftlidier Datenrahmen

Dieser von einer veränderten Wirtschaftsgesin­
nung (Sombart) ausgelöste Wandel manifestiert 
sich vor allem in zwei ordnungspolitischen Schrit­
ten, und wer das Phänomen „Konzentration im 
Kreditgewerbe“ auf Gründe und Ursachen unter­
suchen will, kann das nicht ohne einen Blick auf 
die in den volkswirtschaftlichen Datenrahmen ein­
gehenden ökonomisch-relevanten Größen tun;
□  Einmal wurde das deutsche Kreditgewerbe erst 
mit 20jähriger Verspätung auf den Boden der 
wirtschaftspolitischen Konzeption der Marktwirt­
schaft gestellt. In diesem Sinne müssen wohl die 
jüngsten wettbewerbsfördernden Maßnahmen der
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WETTBEWERB UND KONZENTRATION

Regierung interpretiert werden, die sicli in der 
Aufhebung der Zinsverordnung, der Annullierung 
des Wettbewerbsabkommens und dem Abbau der 
die Sparkassen privilegierenden steuerlichen Vor- 
scliriften konkretisieren.
□  Zum anderen hat sich das Leitbild des Wett­
bewerbs verändert. War ursprünglich das Wal- 
rasische Modell der atomistischen Wettbewerbs­
gesellschaft für die Verfassung der Marktwirtschaft 
bestimmend, so tauchten doch schon früh in 
derwissenschaftlichen Wirtschaftsordnungsliteratur 
Zweifel an der Opportunität des Walras-Modells 
auf. Allmählich gewann in der Wettbewerbsdiskus­
sion das wirtschaftspolitische Konzept der „work­
able competition“ an Boden, und heute ist die 
Einstellung der Bundesregierung zur Konzentra­
tion nicht mehr so orthodox ablehnend wie ehe­
dem. Sie geht zwar nicht so weit wie J. M. Clark, 
der sich vor allem in seinem Spätwerk „Competi­
tion as a Dynamic Process“ (1961) gänzlich vom 
Konzept des vollkommenen Wettbewerbs abwen­
det, orientiert sich aber doch an den von Kantzen­
bach entwickelten Ideen (weites Oligopol als 
Motor des Wachstums) im Sinne einer „sinnvollen 
Synthese zwischen Freiburger Imperativ und Key- 
nesianischer Botschaft“ (O. Schlecht). Das heißt 
aber nichts anderes, als daß die Unternehmens­
konzentration begrüßt wird, soweit sie zur Be­
lebung des Wettbewerbs beiträgt.

Die bereits früher erfolgte Aufhebung der Bedürf­
nisprüfung bei Filialgründungen und die Erklärung 
der Grundgesetzwidrigkeit der Zweigstellensteuer 
haben ebenfalls den Rahmen erweitert, innerhalb 
dessen Ursachen und Gründe zu Konzentrations­
tendenzen im deutschen Kreditgewerbe erst zum 
Tragen kommen können.

Wachsende UnternehmensgröBen

Die primäre Betätigung des Kreditgewerbes, die 
in der Fristentransformation zu sehen ist, bedingt 
einen engen und wechselseitigen Kontakt mit den 
Wirtschaftsunternehmen. Die jüngst veröffentlichte 
Wettbewerbsenquete bescheinigte den Sparkas­
sen erneut, daß ihr Wachstum in der Nachkriegs­
zeit zu einem wesentlichen Teil der Reflex auf die 
soziale und wirtschaftliche Besserstellung des ihr 
traditionell verbundenen Kundenkreises war. Die 
Wechselwirkungen zwischen Kreditinstitut und 
Kundschaft können z. B. für eine Bank bedeuten, 
daß aufgrund der Richtsätze ein Zwang zum Mit­
wachsen besteht, wenn sie nicht stark expandie­
rende Kunden mit überdurchschnittlich wachsen­
dem Kreditbedarf verlieren will.

Insofern ist das gängige Argument, größere Un­
ternehmenseinheiten der Kreditnehmer bedingten 
größere Unternehmenseinheiten der Kreditinsti­
tute, nicht so vordergründig, wie es auf den ersten

Blick scheinen mag. Ebenso verhält es sich mit 
der weiterreichenden These, die eine Wechselwir­
kung zwischen der Konzentration der Industrie 
und der Banken konstatiert, denn Konzentration 
wirkt hier lediglich wie potenziertes Wachstum.

Weit umfangreicher als die formell bereits reali­
sierten größeren Unternehmenseinheiten des Kre­
ditgewerbes sind jedoch die potentiellen, mehr 
oder weniger konkreten Konzentrationsvorhaben, 
was, cum grano salis, für alle institutsgruppen 
gilt. Als die diesbezüglich am weitesten gediehe­
nen größeren Pläne dürfen die öffentlich-recht­
lichen Verschmelzungskombinationen in Bayern 
angesehen werden (Bayerische Gemeindebank 
Girozentrale und Bayerische Landesbodenkredit­
anstalt einerseits, Bayerische Vereinsbank, Baye­
rische Hypotheken- und Wechselbank sowie Baye­
rische Staatsbank andererseits). Der bayerische 
Ministerrat hatte das Finanzministerium beauf­
tragt, bis zum Jahresende 1968 alle Kombinations­
möglichkeiten für eine Neuordnung der öffentlich- 
rechtlichen Kreditinstitute in Bayern zu prüfen.

Der Anpassungsprozeß des monetären an die 
Struktur des realen Sektors der Wirtschaft hat bei 
einzelnen Institutsgruppen des Kreditgewerbes 
sein spezifisches Gepräge. Die unterschiedlichen 
Strukturbedingtheiten einzelner Gruppen sind — 
vielfach unmerklich -  in den Ursachen- und Er­
scheinungskomplex der Konzentrationstendenzen 
des Kreditgewerbes verwoben. Dennoch wird man 
das Ziel zur Strukturbereinigung als eigenstän­
diges Konzentrationsmotiv auch im Kreditgewerbe 
gelten lassen müssen.

Strukturbereinigung Im Kreditgewerbe

Noch etwas weniger konkret, aber nichtsdesto­
weniger ernsthaft sind weitere Fusionspläne im 
Sparkassensektor. Es sind zum Beispiel Ge­
spräche zwischen der Braunschweigischen Staats­
bank und der Niedersächsischen Landesbank 
Girozentrale im Gange; auch in Baden-Württem­
berg hat man eine Zusammenlegung der Badi­
schen Kommunalen Landesbank und derWürttem- 
bergischen Landeskommunalbank erwogen.

Daneben könnten in den wenigen Fällen, in denen 
das Regionalprinzip durchbrochen ist, auch bei 
einzelnen Sparkassen Fusionsabsichten sich wie­
der — wie zuletzt 1944-46 — in Gesprächen kon­
kretisieren, was bisher zweifellos nicht geschehen 
ist und wovon auch noch keineswegs ausgemacht 
ist, ob sie erfolgreich wären. Inwieweit die an­
stehenden kommunalen Gebietsreformen auch zu 
Verschmelzungen von Sparkassen führen, muß 
abgewartet werden.

Die Sparkassenorganisation sieht sich im übrigen 
nicht mit der Notwendigkeit konfrontiert, in puncto
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Konzentration einen Wettlauf gegen die Zeit star­
ten zu müssen: Nur 16 Sparl^assen fiaben eine 
Bilanzsumme um oder unter 10 Mill. DM, während 
zum Beispiel 294 in der Größenklasse 100 bis 
unter 500 Mill. DM zu finden sind. Sparkassen und 
Girozentralen zusammen stellen der Zahl nach 
(875) ziemlich genau 8 %  aller Kreditinstitute, bil­
den aber der gemeinsamen Bilanzsumme nach 
(233 Mrd. DM) ’) mit etwa 40 %  die größte deut­
sche Gruppe. Es leuchtet ein, daß für sie als einer 
nach dem Regionalprinzip aufgebauten Organisa­
tion die Kooperation näher liegt als die Konzen­
tration.
Von den Kreditbanken sollen, so heißt es, die 
Staats-, Regional- und Lokalbanken am stärksten 
konzentrieren. Zu dieser Gruppe zählten Ende 
1967 85 inländische und 20 Niederlassungen aus­
ländischer Kreditinstitute. Zum gleichen Zeitpunkt 
vereinigten sie ein Geschäftsvolumen )̂ von 57,8 
Mrd. DM auf sich; das entsprach einem Anteil am 
Volumen aller Kreditinstitute von 10,7%  gegen­
über 11,2 7o Ende 1960 und 10,9 °/o 1957. Seit 1957 
haben sie ihren Anteil an allen Bankstellen (Haupt- 
und Zweigstellen) von 5 %  auf 6 %  erhöht. In der 
gleichen Größenordnung liegt das Geschäftsvolu­
men der Großbanken und ihrer Berliner Tochter­
gesellschaften mit 54,2 Mrd. DM (Ende 1967) bzw. 
10,6%  Anteil am Gesamtvolumen. Obwohl die 
Zahl ihrer Bankstellen seit 1957 um das iVsfache 
zugenommen hat (+ 1 6 5 % ) und der Anteil an 
allen Bankstellen sich von 3 %  auf 6 %  verdop­
pelte, hat der Volumensanteil seither abgenom­
men.
Die Zahl der Privatbankierfirmen wird sehr wahr­
scheinlich weiter abnehmend). Gegenwärtig ver­
teilt sich ihr gesamtes Geschäftsvolumen von gut 
12 Mrd. DM zu mehr als der Hälfte auf etwa 10 
Bankhäuser; 140 Privatbankunternehmen bleiben 
teilweise beträchtlichlich unter 50 Mill. DM, 60 
Häuser warten sogar mit Zahlen unter 5 Mill. DM 
auf — zu einer Zeit, da der Wettbewerb härter, die 
Margen kleiner werden und sich die Mindestbe- 
triebsgröße ständig nach oben verschiebt.

Mit über 9000 Kreditinstituten stellen die Kredit­
genossenschaften rd. 8 5%  aller Kreditinstitute 
überhaupt; ihr Anteil am Gesamtgeschäftsvolumen 
machte allerdings (Ende 1967) nur etwa 17%  aus, 
wovon 3%-Punkte ( =  15 Mrd. DM) auf 18 Zen­
tralkassen und der Rest ( =  41 Mrd. DM) auf die 
übrigen Institute entfallen. Daß es sie noch in so

’ ) Nach dem Stand von September 1968, einschließlich der Deut­
schen Girozentrale, Frankfurt. Vgl. Monatsberichte der Deutschen 
Bundesbank, November/Dezember 1968, S. 70, 74, 78.
2) Positionen; „Bilanzsumme“, „den Kreditnehmern abgerechnete 
eigene Ziehungen im U m lau f, „Indossamentsverbindlichkeiten 
aus rediskontierten Wechseln“, „aus dem Wechselbestand vor 
Verfall zum Einzug versandte Wechsel".
3) 1913: 1221 Privatbankiers; 1933; 709; 1948 : 300; aus: J. C. D. 
Z a h n :  „Der Privatbankier“, Fritz Knapp Verlag Frankfurt/Main, 
1963, S. 40/42; 1968: 185; aus; Monatsberichte der Deutschen Bun­
desbank für 1963.

reicher Zahl gibt, verdanken sie möglicherweise 
in erster Linie dem genossenschaftlichen Ver­
bundsystem, das auch Grenzanbieter vor dem 
Ausscheiden bewahrt und insofern konzentra­
tionshemmend, d. h. strukturerhaltend, wirkt. Es 
dürfte wohl nicht mehr lange dauern, bis es 
zwischen der Entwicklung des Marktes in Rich­
tung auf größere Einheiten und den genossen­
schaftlichen Miniaturen zu einer Entscheidung 
kommt — zugunsten eines rentableren Zuschnitts. 
Rationalisierungsbemühungen vermögen an die­
ser Zwangsläufigkeit so lange nichts Entscheiden­
des zu ändern, wie sie nur innerhalb bestehender 
Größenstrukturen angesetzt werden, ohne den 
Rahmen selbst anzutasten. Es ist bekannt, daß es 
auch im genossenschaftlichen Verbund Samm- 
iungsbewegungen gibt, die eine allmähliche Redu­
zierung der Genossenschaften bis auf die Hälfte 
anstreben. Eine Fusion beider Untergruppen — 
der Raiffeisen- mit den Schulze-Delitzsch-lnstitu- 
ten — würde diese Entwicklung sicherlich be­
schleunigen.

Kostendegression

Neben den exogenen Faktoren der Anpassung 
und Strukturbereinigung gibt es jedoch auch be­
triebsimmanente, betriebswirtschaftlich-organisa­
torische Gründe für die Konzentration im deut­
schen Kreditgewerbe. Es leuchtet ein, daß die 
meisten technischen Neuerungen (EDV usw.) den 
Arbeitsablauf eines Unternehmens zu rationalisie­
ren vermögen. Eine steigende Anlagenintensität 
erforderte jedoch beträchtliche finanzielle Aufwen­
dungen und ein Mindestmaß an programmier­
baren Arbeiten — Voraussetzungen, die von klei­
neren Unternehmen nicht generell erfüllt werden. 
Rationalisierung der Betriebsvorgänge durch Stan­
dardisierung und Einsatz von Computern und 
Spezialisten sind teuer und erst bei größeren Be­
triebseinheiten rentabel. Die organisatorische Ge­
schlossenheit einzelner Institutsgruppen ist jedoch 
nicht immer so stark wie bei den Sparkassen, die 
diese Größenklippe mehr und mehr durch ,eine 
Kooperation in Form von Buchungsgemeinschaf­
ten umgehen. Bei den Instituten, bei denen eine 
Kooperation nicht zustande kommt, wird sich über 
kurz oder lang nur die Alternative der Konzentra­
tion bieten, wenn die Vorteile der Kostendegres­
sion genutzt werden sollen. Bestimmte Arbeits­
gänge, beispielsweise die mit einer Kreditgewäh­
rung verbundenen, fallen in einem Ausmaß an, 
das von der Größe des Kredits weitgehend un­
abhängig ist. Je größer der Kredit, um so geringer 
die auf eine ausgeliehene Geldeinheit entfallen­
den Kosten der Kreditbearbeitung. Voraussetzung 
für das Ausnutzen dieser Größendegression ist 
jedoch die Größe, die deshalb angestrebt wird, 
um sie als Rationalisierungsfaktor im Wettbewerb 
einsetzen zu können.
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Die täglich, ja stündlich von den Kreditinstituten 
zu meisternde odysseische Fahrt zwischen der 
Scylla unzulänglicher Liquidität und der Charybdis 
unzulänglicher Rentabilität ist für die Steuerleute 
um so leichter, je besser die unterschiedlichen 
Strömungen der Liquidität einander kompensie­
ren. Wo kleine Boote ständig Kurskorrekturen vor­
zunehmen genötigt sind, zieht der Riese ruhig 
seine Bahn. Je größer ein universelles Kredit­
institut ist, um so höher ist die Wahrscheinlichkeit, 
daß Kreditinanspruchnahmen der Kunden zu Gut­
schriften anderer Kunden des gleichen Hauses 
führen. Wenn aber die Liquidität (etwa im Ver­
hältnis zum Einlagen- oder Kreditvolumen) mit 
zunehmender Größe relativ geschont wird, läßt 
sich aus der möglichen Kreditschöpfungsfähigkeit 
ein eigenes Konzentrationsmotiv ableiten. Dieses 
Phänomen der Liquiditätsschonung stimuliert so­
wohl die Fusion von Bankbetrieben als auch die 
Ausweitung des Filialnetzes. Die Sparkassen und 
Kreditgenossenschaften machen sich diese Tat­
sache kooperativ über ihre Zentralinstitute zu­
nutze, die den regionalen Geldausgleich vorneh­
men. Auch hier ist es eine Frage der organisato­
rischen Geschlossenheit, ob ein Konzentrations­
vorteil kooperativ oder nur durch Fusion genutzt 
werden kann.

Eng mit dem Konzentrationsmotiv zur Liquiditäts­
schonung hängt ein anderer Faktor zusammen, 
der sich allerdings ebenso einer quantitativen Er­
fassung entzieht: Konzentration mit dem Ziel, die 
Verhandlungsposition zu verbessern. Ging es bei 
der Anpassung an die größeren Unternehmens­
einheiten der Kunden darum, der Verhandlungs­
macht der stark expandierenden Kreditnehmer 
nicht in zunehmendem Maße ausgeliefert zu sein, 
so handelt es sich hier darum, den Kunden (und 
der Konkurrenz) im Aufbau einer starken Position 
zuvorzukommen ■*). Was zuvor also lediglich als 
Reaktion auf den Wettbewerb anzusehen war, ist 
hier Aktion.

Moderne Methoden der Unternehmensführung

Kleine bis mittelgroße Unternehmen stehen viel­
fach nicht in dem Maße unter einem Sachzwang 
wie große. Stärker noch als die Freiheit der Wahl 
wiegt, daß kleinere Unternehmen in der Regel 
patriarchalischer (autoritärer) geleitet werden als 
größere. Eine derartige Einstellung verhindert, daß 
man überhaupt bis zu den Grenzen des Quantifi­
zierbaren vorstößt — und genau das soll mit den 
modernen Methoden der Unternehmensführung 
erreicht werden, die im Grunde auf alle Sektoren

WETTBEWERB UND KONZENTRATION

<) Die Erklärungsmodelle von H.-J. K r ü m m e l ,  In: Bank­
zinsen, Köln-Berlin-Bonn-München 1964, S. 233 ff., bedürften tiier 
noch einer wesentlichen Erweiterung. Vgl. auch Fritz W o r r e t : 
Bankpolitik als Machtfrage, Berlin 1955, S. 71 ff,
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Völlig neu bearbeitet a u f  Grund der Patentrechtsreform.

BENKARD

Patentgesetz und 
Gebrauchsmuster­

gesetz
mit ergänzenden Vorschriften. Kurzkommentar, 
begründet von Bundesrichter Dr. Georg Benkard, 
fortgefOhrt von Bundesrichter Dr. Hans Bock, 
Bundesrichter Dr. O tto Löscher, Bundesrichter 
Werner Ballhaus und Bundesrichter Dr. Karl 

Bruchhausen

S., völlig neu bearbeitete und erweiterte 
Auflage 1969

XLIII, 2090 Seiten 8°. ln Leinen DM 138,—

Das Gesetz zur Änderung des Patentgesetzes, 
des Warenzeichengesetzes und weiterer Gesetze 
brachte sehr starke Neuerungen im Patentrecht 
und ein völlig neues Prüfungs- und Patentertei­
lungsverfahren.
Die 5. Auflage des beliebten und bewährten 
Standardkommentars, in der das Patentrecht auf 
der Grundlage der Neufassung des Gesetzes 
vom 4.9.1967 kommentiert wirci, geht von dem 
neuen Recht nach dem Stand vom 1.10.1968 aus, 
berücksichtigt daneben aber auch das für zu­
rückliegende Fälle noch anwendbare bisherige 
Recht.
In die Neuauflage wurde ferner die umfang­
reiche Rechtsprechung seit der Vorauflage ein- 
gearbeitet, und zwar nicht nur diejenige zu den 
seit jeher bestehenden grundlegenden Vorschrif­
ten, sondern erstmals auch die Rechtsprechung 
zu dem 1961 neu geschaffenen Recht (Patentge­
richt, patentgerichtliches Verfahren, Rechtsbe­
schwerde).
Als Neuerung bringt die 5. Auflage vor den 
Erläuterungen der einzelnen Gesetzesvorschrif­
ten eine umfangreiche Einleitung, die außer 
einer Darstellung der geschichtlichen Entwicklung 
einen Überblick über das materielle Patentrecht 
und über das Verfahrensrecht enthält sowie eine 
Darstellung, teilweise auch eine Einzelkommen­
tierung, des zwischenstaatlichen Patentrechts.
Im Anhang sind sämtliche für die Praxis be­
deutsamen zusätzlichen Bestimmungen in der am 
1.10.1968 geltenden Fassung enthalten.

C. H. Beck München
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des Betriebs, von der Personalplanung bis zum 
Marketing, anwendbar sind.

Die Bankbetriebslehre hat erst in allerjüngster 
Zeit begonnen, der Leitung von Kreditinstituten 
das Marginalprinzip nutzbar zu machen. Zweifel­
los bedarf es noch weiterer Entwicklungsarbeit, 
bis im Bankbetrieb generell Grenzkosten und 
Grenzerlöse ermittelt und der Leitung als Ent­
scheidungsunterlage zur Verfügung gestellt wer­
den können. Bezüglich der hier interessierenden 
Konzentrationsproblematik kann jedoch grund­
sätzlich gesagt werden, daß Geschäftsentschei­
dungen nach der Marginalanalyse zu um so ge­
naueren und besseren Ergebnissen führen, je 
größer das täglich vermarktete Liquiditäts- und 
Kreditvolumen einer Bank ist®). Hieraus könnten 
sich in Zukunft neue Konzentrationsmotivationen 
ergeben, wenn sich diese a priorische Aussage 
bei Pionierinstituten empirisch bestätigt. Auch die 
marginalanalytische Bankkalkulation wird sich 
nicht ohne Einsatz von EDV-Anlagen praktizieren, 
zumindest aber wird sie sich durch diesen Einsatz 
effizienter gestalten lassen. Die Ausrüstung von 
Kreditinstituten mit solchen Anlagen könnte des­
halb akzelerierend wirken; denn sie ermöglichen

5) Vgl. dazu: H. L i p f e r t :  Deckungsbeltragsmaximierung bei 
liberalisiertem Einlagen- und Kreditmarkt, ln: Kredit und Kapital, 
Heft 1. 1968.

— einmal installiert — die Rezeption und Entwick­
lung neuer Methoden der Unternehmensführung.

Internationaler Wettbewerb

Der Konzentrationsprozeß im deutschen Kredit­
gewerbe wird nicht nur durch die Schaffung insti­
tutioneil größerer Märkte (EWG, EFTA) gefördert, 
sondern auch durch die Liberalisierung nationaler 
Märkte. Mit dem Abbau der wie Schutzzölle wir­
kenden Barrieren im internationalen Kapitalver­
kehr ist der Wettbewerb pari passu verschärft 
worden. Gleichzeitig erwuchsen allen „new­
comers“ in Gestalt des internationalen Datenrah­
mens (scharfe Wettbewerbsintensität, Markttrans­
parenz, Größe der Geschäfte, internationale Repu­
tation usw.) so viele „Prüfsteine“, daß sich das 
Markteintrittsproblem als das entscheidendste 
herauskristallisierte. Wer demnach an den inter­
nationalen Kapitaltransaktionen beteiligt sein 
wollte, auferlegte sich selbst einen „Zwang zur 
Größe“ — nicht zuletzt unter dem Aspekt des 
wachsenden Risikos.

Den großen deutschen Banken war in dieser Hin­
sicht gerade in jüngster Zeit mancher Erfolg be­
schieden: einmal, weil der deutsche Kapitalmarkt 
jetzt, 20 Jahre nach dem letzten Kriege, endgültig 
in das Stadium der Take-off-Phase eingetreten ist; 
zum anderen waren die Konstellationen im Aus­
land (USA, Großbritannien, Frankreich) einem ver­
stärkten deutschen Engagement förderlich. Umge­
kehrt bewirkte aber die Tatsache unseres Hinein­
wachsens in international interessante Dimensio­
nen auch eine Verschärfung des nationalen Wett­
bewerbs, und zwar dadurch, daß potente auslän­
dische Großbanken die Bundesrepublik als einen 
interessanten und lukrativen Markt entdeckt haben 
und durch die Gründung von Niederlassungen 
Fuß zu fassen suchen. Diese Art der Diversifika­
tion erhöht die Wachstumschancen eines Kredit­
instituts überdurchschnittlich und verringert die 
Verlustrisiken insgesamt in derselben Weise. 
Beide Effekte sind dazu angetan, den Konzentra­
tionsgrad im Bankensektor weiter zu erhöhen.

Mit diesem Punkt wird ein überaus gewichtiger 
Ursachenkomplex angesprochen, der allerdings 
die wenig erfreuliche Eigenschaft hat, sich einer 
rationalen Durchdringung zu verschließen und der 
Phantasie großen Raum zu eröffnen. Wie die Rela­
tivitätstheorie und mehr noch die Quantenmecha­
nik eine weitgehende Einschränkung des Kausali­
tätsprinzips in der Physik bedeuten -  im mikro­
physikalischen Geschehen gibt es bestimmte, nicht 
mehr zu verkleinernde Wirkungsspielräume, inner­
halb derer der Kausalzusammenhang grundsätz­
lich unbestimmt bleibt - ,  so wird die kausale Zu­
rechenbarkeit im Bereich der Ökonomie durch 
Berücksichtigung psychologischer Faktoren nicht 
gerade gefördert.
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